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Landkreis Göttingen      
Untere Naturschutzbehörde 
70 11 07 10 372 
 

Verordnung 
 

über das Landschaftsschutzgebiet  
„Fulda zwischen Wahnhausen und Bonaforth“ 

 
für die Stadt Hann. Münden und die Gemeinde Staufenberg im Landkreis Göttin-

gen 
 

vom 27.04.2021 
 
Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 4, 22 Abs.1 und 2, 26 und 32 Abs.2 und 3 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBl. I S.306) geändert worden 
ist, i.V.m. den §§ 14, 15, 19, 32 Abs.1 Nds. Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-
schutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.11.2020 (Nds. GVBl. S.451), wird 
verordnet: 
 
 

§ 1 

Landschaftsschutzgebiet 

 
(1) Das in den Abs. 2 und 3 dargestellte Gebiet wird zum Landschaftsschutzgebiet 

(LSG) „Fulda zwischen Wahnhausen und Bonaforth“ erklärt. 
 
(2) Das LSG liegt in den naturräumlichen Einheiten „Westhessische Senke“ und 

„Weserdurchbruchstal Mündener Fulda-Werra-Talung“. Es befindet sich in der 
Stadt Hann. Münden und der Gemeinde Staufenberg. 
 

(3) Die Lage des LSG ist aus der mitveröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 
1:25.000 (Anlage 1) zu entnehmen, die Grenze des LSG ergibt sich aus den 
maßgeblichen Karten im Maßstab 1:10.000 (Anlage 2). Der tatsächliche 
Grenzverlauf der dargestellten Flächen befindet sich in der Mitte der verwand-
ten Symbole. Die Karten sind Bestandteil der Verordnung. Sie können von je-
der Person während der Dienststunden beim Landkreis Göttingen - untere Na-
turschutzbehörde - und bei der Stadt Hann. Münden und der Gemeinde Stau-
fenberg unentgeltlich eingesehen werden. 

 
(4) Das LSG ist identisch mit dem Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Gebiet 372 „Fulda 

zwischen Wahnhausen und Bonaforth“ (4523-331), gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der na-
türlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG 
Nr. L 206 S.7), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 
13.05.2013 (ABl. EU Nr. L 158 S.193). 

 
(5) Das LSG hat eine Größe von ca. 107 ha. 
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§ 2 

Gebietscharakter 
 

Das Landschaftsschutzgebiet umfasst einen Abschnitt des Unterlaufes der Fulda 
und deren Aue zwischen Wahnhausen und Bonaforth, bevor sich Fulda und Werra 
zur Weser vereinigen.  
Aufgrund der verbreiteten kleinparzelligen und extensiven Nutzung wird die Fulda-
aue durch überwiegend gut entwickelte Grünlandflächen mit diversen Feuchte- 
und Nährstoffgraden charakterisiert. Die Flachland-Mähwiesen sind von besonde-
rer Bedeutung als Lebensraum für den Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläuling 
(Maculinea nausithous), von dem eine kleine Population in der Fuldaaue und rand-
lich hiervon vorkommt. Raupenfutterpflanze ist der im Schutzgebiet verbreitete 
Große Wiesenknopf (Sanguisorba officinalis), dessen Vorkommen eine essentielle 
Grundlage für die langfristige Erhaltung der Schmetterlingspopulation bildet. 
Unmittelbar entlang des Gewässerverlaufs der Fulda und deren Altarmen kommen 
überwiegend als lineare Bestände entwickelte Erlen-Eschenauenwälder und Wei-
denauenwälder vor, die sich mit Uferstaudenfluren sowie von Weiden gebildeten 
Einzelgehölzen, Baumreihen und Gebüsch abwechseln. 
Neben den bedeutsamen Vorkommen von mageren Flachland-Mähwiesen, feuch-
ten Hochstaudenfluren, Weichholzauenwäldern sowie der Schmetterlingsart 
Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling, liegt die Bedeutung des Schutzgebietes in 
einer Ergänzung des hessischen FFH-Gebietes „Fulda ab Wahnhausen“, das 
dazu dient die Repräsentanz der Groppe (Cottus gobio) im Naturraum „Weser- 
und Weser-Leine-Bergland“ zu verbessern.  
 
 

§ 3  

Schutzzweck 

 
(1) Allgemeiner Schutzzweck für das LSG ist nach Maßgabe der §§ 26 Abs.1 und 

32 Abs.3 BNatSchG i.V.m. § 19 NAGBNatSchG 
 

1. die Erhaltung, Entwicklung und die Wiederherstellung der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wildlebender Tier- und Pflanzenarten, 
 

2. der Erhalt der Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft, auch hinsicht-
lich ihrer Bedeutung für die Erholung. 

 
(2) Besonderer Schutzzweck für das LSG ist die Erhaltung, Entwicklung und Wie-

derherstellung 
 

1. des Landschaftsschutzgebietes in seiner besonderen Ausprägung und mit 
seinen in § 2 beschriebenen Biotopstrukturen für die an diese Standortver-
hältnisse gebundenen Lebensgemeinschaften und die darin lebenden, in ih-
rem Bestand zum Teil gefährdeten Pflanzen- und Tierarten, 
 

2. von der Fulda und ihren von Grünland und Auwald geprägten Auen, die das 
Landschaftsbild beleben und gliedern sowie als Lebensstätten der dazuge-
hörigen Tier- und Pflanzenwelt dienen, insbesondere mit Funktion als Le-
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bensraum des Bibers (Castor fiber) sowie als Nahrungshabitat für Fleder-
maus- und Brutvogelarten, wie z.B. Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), 
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), Wasserfledermaus (Myotis 
daubentonii) und Neuntöter (Lanius collurio),  
 

3. der ökologischen Durchgängigkeit der Fulda sowie die Verbesserung der 
Gewässerstruktur, insbesondere mit Bedeutung als Lebensraum für die 
Groppe (Cottus gobio) sowie für die gesamte weitere aquatische Tierwelt, 
beispielsweise für weitere charakteristische Fischarten und für den Biber 
(Castor fiber), 

 
4. von Feucht- und Nassgrünland von geringer Nutzungsintensität sowie von 

artenreichem mesophilem Grünland, 
 

5. von Feldgehölzen, Hecken und Gebüschen heimischer Arten, von Uferstau-
denfluren und Waldrändern, 

 
6. von Einzelbäumen, Baumgruppen und Baumreihen, insbesondere als Le-

bensstätten für Höhlenbewohner und Greifvögel, 
 

7. von Weg- und Ackerrainen, mit den dazugehörigen Tier- und Pflanzenarten, 
 

8. von besonderen Bodentypen, die flachgründig, nährstoffarm oder durch 
Staunässe beeinflusst sind, 
 

9. von Sümpfen, Kleingewässern und Quell- und Hartholzauwäldern. 
 
(3) Die Fläche des LSG gemäß § 1 Abs. 4 ist Teil des kohärenten europäischen 

ökologischen Netzes „Natura 2000“; die Unterschutzstellung des FFH-Gebie-
tes 372 „Fulda zwischen Wahnhausen und Bonaforth“ trägt dazu bei, den güns-
tigen Erhaltungszustand der maßgeblichen Lebensraumtypen und Arten im 
FFH-Gebiet 372 insgesamt zu erhalten oder wiederherzustellen. 

 
(4) Erhaltungsziele des FFH-Gebietes im LSG sind die Erhaltung und Wiederher-

stellung günstiger Erhaltungszustände 
 

1. insbesondere des prioritären Lebensraumtyps (Anhang I der FFH - Richtli-
nie) 
 

a) Auenwälder mit Erle, Esche, Weide (LRT 91E0*) als naturnahe, strukturrei-
che, feuchte bis nasse Erlen-, Eschen- und Weidenauwälder an der Fulda 
und deren Altarmen mit natürlichem Relief und intakter Bodenstruktur. Die 
Bestände weisen verschiedene Entwicklungsphasen in mosaikartiger Ver-
zahnung sowie einen naturnahen Wasserhaushalt mit periodischen Über-
flutungen auf und sind aus lebensraumtypischen Baumarten wie 
Schwarzerle (Alnus glutinosa), Esche (Fraxinus excelsior), Fahl-Weide (Sa-
lix xrubens) und Silber-Weide (Salix alba) zusammengesetzt. Ein über-
durchschnittlich hoher Alt- und Totholzanteil, Höhlen- und sonstige Habitat-
bäume sowie auentypische Habitatstrukturen (wie Tümpel, Senken und 
Verlichtungen) sind von besonderer Bedeutung für die Artenvielfalt. Die 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten, wie z.B. Bitteres Schaumkraut 
(Cardamine amara), Winkel-Segge (Carex remota), Rohrglanzgras (Phala-
ris arundinacea) und Hain-Sternmiere (Stellaria nemorum) und der Biber 
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(Castor fiber) und Eisvogel (Alcedo Atthis) kommen in stabilen Populationen 
vor. 

 
2. insbesondere der übrigen Lebensraumtypen (Anhang I der FFH - Richtlinie) 

 
a) Natürliche und naturnahe nährstoffreiche Stillgewässer mit Laichkraut- oder 

Froschbiss-Gesellschaften (LRT 3150) als naturnahe nährstoffreiche Still-
gewässer mit klarem bis leicht getrübtem Wasser sowie gut entwickelter 
Wasser- und Verlandungsvegetation, u.a. mit Vorkommen submerser 
Großlaichkraut-Gesellschaften und/oder Froschbiss-Gesellschaften. Die 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten, wie z.B. Kleine Wasserlinse 
(Lemna minor) und Vielwurzelige Teichlinse (Spirodela polyrhiza), kommen 
in stabilen Populationen vor. 
 

b) Feuchte Hochstaudenfluren (LRT 6430) als artenreiche Hochstaudenfluren 
auf mäßig nährstoffreichen, feuchten bis nassen Standorten naturnaher 
Ufer und Waldränder, die zumindest keine dominierenden Anteile von Nit-
rophyten und Neophyten aufweisen. Die charakteristischen Tier- und Pflan-
zenarten kommen in stabilen Populationen vor. Zu den charakteristischen 
Tier- und Pflanzenarten gehören z.B. Wald-Engelwurz (Angelica sylvestris), 
Gewöhnliche Zaunwinde (Calystegia sepium), Krause Distel (Carduus cris-
pus), Knolliger Kälberkropf (Chaerophyllum bulbosum), Europäische Seide 
(Cuscuta europaea), Wasserdost (Eupatorium cannabinum), Großer Wie-
senknopf (Sanuisorba officinalis) und Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläu-
ling (Maculinea nausithous). 
 

c) Magere Flachland-Mähwiesen (LRT 6510) als artenreiche, nicht oder wenig 
gedüngte Mähwiesen bzw. wiesenartige Extensivweiden auf von Natur aus 
mäßig feuchten bis mäßig trockenen Standorten mit natürlichem Relief in 
landschaftstypischer Standortabfolge, vielfach im Komplex mit Feuchtgrün-
land sowie mit landschaftstypischen Gehölzen. Die charakteristischen Tier- 
und Pflanzenarten kommen in stabilen Populationen vor. Zu den charakte-
ristischen Pflanzenarten gehören z.B. Wiesen-Glockenblume (Campanula 
patula), Wiesen-Storchschnabel (Geranium pratense), Sumpf-Hornklee 
(Lotus pedunculatus), Scharfer Hahnenfuß (Ranunculus acris), Großer 
Wiesenknopf (Sanguisorba officinalis), Körnchen-Steinbrech (Saxifraga 
granulata) und Kuckucks-Lichtnelke (Silene flos-cuculi) sowie als charakte-
ristische Tierart der Dunkle Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea nau-
sithous). 

 
3. insbesondere der übrigen Tierarten (Anhang II der FFH – Richtlinie) 

 
a) Groppe (oder Koppe, Cottus gobio). Erhaltung und Wiederherstellung einer 

vitalen, langfristig überlebensfähigen Population in naturnahen, durchgän-
gigen, gehölzbestandenen, sauerstoffreichen, sauberen und lebhaft strö-
menden Fließgewässern, mit einer reich strukturierten Sohle und einem ho-
hen Anteil an Hartsubstraten (Kiese, Steine, Totholz), und von in ihren Stan-
dorteigenschaften durch die Art der Nutzung wenig beeinflussten Gewäs-
serrandstreifen. Entwicklung und Erhaltung vernetzter Teillebensräume, die 
den Austausch von Individuen innerhalb der Gewässerläufe sowie zwi-
schen Haupt- und Nebengewässern ohne zusätzliche Mortalität ermögli-
chen, 
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b) Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea nausithous). Erhaltung 
und Wiederherstellung einer vitalen, langfristig überlebensfähigen Popula-
tion auf frischen bis feuchten, offenen Standorten mit geringer Störungsin-
tensität (junge Brachen, ein- bis zweischürige Wiesen, extensive Weiden, 
Hochstaudensäume) mit gut entwickelten Beständen des Großen Wiesen-
knopfs (Sanguisorba officinalis) und Kolonien der Rotgelben Knotenameise 
(Myrmica rubra). 

 
(5) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele insbesondere auf land- und 

forstwirtschaftlichen Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
kann aufbauend auf die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch An-
gebote des Vertragsnaturschutzes unterstützt werden. 

 
 

§ 4 

Verbote 

 
(1) Gemäß § 26 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind unter besonderer Beachtung des § 

5 Absatz 1 BNatSchG alle Handlungen verboten, die den Charakter des Ge-
bietes verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. Soweit § 
5 und § 6 keine anderen Regelungen enthalten, sind insbesondere folgende 
Handlungen verboten: 
 

1. Veränderungen oder Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
des FFH-Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzwe-
cken maßgeblichen Bestandteilen führen können, 

 
2. wildlebende Tiere oder die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere 

Weise zu stören, 
 

3. außerhalb öffentlicher Straßen, Wege und Plätze mit Kraftfahrzeugen jegli-
cher Art zu fahren oder diese abzustellen, 

 
4. mit Fahrrädern abseits von Wegen und Straßen zu fahren, 

 
5. Fluggeräte aller Art einschl. Modellfluggeräte zu betreiben sowie Start- und 

Landeplätze anzulegen, der Einsatz von Fluggeräten für landwirtschaftliche, 
jagdliche oder forstliche Zwecke bleibt unberührt, 

 
6. Veränderungen der gewässerbegleitenden Gehölzbestände, die zu einer 

Zerstörung oder sonstigen erheblichen Beeinträchtigung führen können, 
ohne Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

 
7. wesentliche Veränderungen von Gewässern, Uferstaudenfluren und Feucht-

flächen aller Art ohne Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 
 

8. Ausbringung und Ansiedlung gebietsfremder oder invasiver Arten, 
 

9. gentechnisch veränderte Organismen einzubringen, 
 

10. die Oberflächengestalt insbesondere durch Aufschüttungen, Abgrabungen 
und Bodenauffüllungen zu verändern, 
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11. Hunde frei laufen zu lassen, 

 
12. an anderen, als an den hierfür bestimmten Plätzen zu lagern oder zu zelten, 

sowie unbefugt Feuer anzumachen. 
 
(2) Die Verbote in Abs. 1 gelten nicht für:  

 
1. die Unterhaltung der Fulda als Bundeswasserstraße nach Maßgabe des 

Bundeswasserstraßengesetzes sowie nach Maßgabe des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) und des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) 
unter Berücksichtigung des Gebietscharakters gemäß § 2 und der Schutz-
zwecke gemäß § 3 sowie des Maßnahmen- und Managementplans, 
 

2. das Befahren der Fulda mit Wasserfahrzeugen nach Maßgabe des Bun-
deswasserstraßengesetzes. 

 
(3) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in Absatz 1 Nr. 6 und 7 ge-

nannten Fällen zur Erteilung ihrer Zustimmung Regelungen zu Zeitpunkt, Ort 
und Ausführungsweise treffen, die geeignet sind, Beeinträchtigungen, Gefähr-
dungen oder eine nachhaltige Störung des LSG, einzelner seiner Bestandteile 
oder seines Schutzzwecks entgegenzuwirken. 
 

(4) Weitergehende Verbote nach anderen naturschutzrechtlichen Bestimmungen 
bleiben unberührt. 

 
(5) Von den in Abs. 1 genannten Verboten kann der Landkreis Göttingen als untere 

Naturschutzbehörde gem. § 67 BNatSchG i.V.m. § 41 NAGBNatSchG Befrei-
ung gewähren. 

 
 

§ 5 

Erlaubnisvorbehalt 

 
(1) Im Landschaftsschutzgebiet bedarf es der vorherigen Erlaubnis: 

 
1. Waldränder zu beseitigen oder zu verändern, 

 
2. Flurgehölze aller Art, wie Hecken und Gebüsche heimischer Arten und au-

ßerhalb des Waldes stehende Bäume zu beseitigen oder wesentlich zu ver-
ändern; sofern diese bereits als Biotope gemäß § 30 BNatSchG geschützt 
sind, wird keine Erlaubnis gewährt; hiervon ausgenommen sind gewässer-
begleitende Gehölzbestände gemäß § 4 Abs.1 Nr.6, 

 
3. Weihnachtsbaumkulturen anzulegen, 

 
4. Aufforstungen von bisher nicht als Wald genutzten Flächen, 

 
5. bauliche Anlagen aller Art sowie ober- und unterirdische Leitungen aller Art 

zu errichten oder äußerlich zu verändern, 
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6. Veranstaltungen aller Art, wie z.B. Crossläufe, MTB-Rennen oder kommer-
zielle Veranstaltungen, soweit vorhandene Wege, Pfade und Plätze dabei 
verlassen werden und keine Freistellungen nach § 6 Abs.6 Nr.4 vorliegen, 
durchzuführen, 

 
7. Geocaching – Punkte zu setzen. 

 
(2) Die Erlaubnis nach Abs. 1 wird erteilt, wenn der in § 2 beschriebene Gebiets-

charakter durch die Maßnahme nicht verändert wird oder die Maßnahme dem 
besonderen Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2-4 nicht zuwiderläuft. Die Erteilung 
der Erlaubnis kann mit Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise 
versehen werden. 
 

 
§ 6 

Freistellungen 

 
(1) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im Wald im Sinne des § 5 

Abs. 3 BNatSchG und des § 11 NWaldLG einschließlich der Errichtung und 
Unterhaltung von Zäunen und Gattern und der Nutzung und Unterhaltung von 
sonst erforderlichen Anlagen nach folgenden Vorgaben: 
 
1. Auf allen Waldflächen mit wertbestimmenden FFH-Lebensraumtyp, soweit 

 
a) ein Kahlschlag unterbleibt und die Holzentnahme nur einzelstamm-

weise oder durch Femel- oder Lochhieb vollzogen wird, 
 

b) auf befahrungsempfindlichen Standorten und in Altholzbeständen die  
Feinerschließungslinien einen Mindestabstand der Gassenmitten von  
40 Metern zueinander haben, 

 
c) eine Befahrung außerhalb von Wegen und Feinerschließungslinien 

unterbleibt, ausgenommen sind Maßnahmen zur Vorbereitung der 
Verjüngung, 

 
d) in Altholzbeständen die Holzentnahme und die Pflege in der Zeit vom 

01. März bis 31. August nur mit Zustimmung der unteren Naturschutz-
behörde erfolgt; dies gilt nicht für den Abtransport von befestigten We-
gen, 

 
e) eine Düngung unterbleibt, 

 
f)     eine Bodenbearbeitung unterbleibt, wenn diese nicht mindestens ei-

nen Monat vorher der unteren Naturschutzbehörde angezeigt worden 
ist; ausgenommen ist eine zur Einleitung einer natürlichen Verjüngung 
erforderliche plätzeweise Bodenverwundung, 

 
g) eine Bodenschutzkalkung unterbleibt, wenn diese nicht mindestens ei-

nen Monat vorher der unteren Naturschutzbehörde angezeigt worden 
ist,  
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h) ein flächiger Einsatz von Herbiziden und Fungiziden vollständig unter-
bleibt und ein flächiger Einsatz von sonstigen Pflanzenschutzmitteln 
dann unterbleibt, wenn dieser nicht mindestens zehn Werktage vorher 
der unteren Naturschutzbehörde angezeigt worden ist oder diese dem 
Einsatz zustimmt und eine erhebliche Beeinträchtigung i. S. des § 33 
Abs. 1 Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nachvollziehbar belegt 
ausgeschlossen ist, 

 
i) eine Instandsetzung von Wegen unterbleibt, wenn diese nicht mindes-

tens einen Monat vorher der unteren Naturschutzbehörde angezeigt 
worden ist; freigestellt bleibt die Wegeunterhaltung einschließlich des 
Einbaus von nicht mehr als 100 kg kalkfreiem Material pro Quadrat-
meter, 

 
j) ein Neu- oder Ausbau von Wegen nur mit Zustimmung der unteren 

Naturschutzbehörde erfolgt, 
 

k) auf Flächen des LRT 91E0 eine Entwässerungsmaßnahme nur mit 
Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde erfolgt. 

 
2. Zusätzlich zu Nr. 1 auf Waldflächen mit dem wertbestimmenden Lebens-

raumtyp 91E0, der einen Gesamterhaltungszustand „B/C“ aufweist, soweit 
 
a) beim Holzeinschlag und bei der Pflege 

 
aa.  ein Altholzanteil von mindestens 20% der Lebensraumtypfläche 

der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers er-
halten bleibt oder entwickelt wird, 
 

bb.  je vollem Hektar der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigen-
tümerin oder des jeweiligen Eigentümers mindestens drei lebende 
Altholzbäume dauerhaft als Habitatbäume markiert und bis zum 
natürlichen Zerfall belassen oder bei Fehlen von Altholzbäumen 
auf 5 % der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin o-
der des jeweiligen Eigentümers ab der dritten Durchforstung Teil-
flächen zur Entwicklung von Habitatbäumen dauerhaft markiert 
werden (Habitatbaumanwärter); artenschutzrechtliche Regelun-
gen zum Schutz von Horst- und Habitatbäumen bleiben unbe-
rührt, 

 
cc. je vollem Hektar Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentüme-

rin oder des jeweiligen Eigentümers mindestens zwei Stück ste-
hendes oder liegendes starkes Totholz bis zum natürlichen Zerfall 
belassen werden, 

 
dd. auf mindestens 80 % der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Ei-

gentümerin oder des jeweiligen Eigentümers lebensraumtypische 
Baumarten erhalten bleiben oder entwickelt werden, 

 
b) bei künstlicher Verjüngung des LRT 91E0 ausschließlich lebensraumty-

pische Baumarten und dabei auf mindestens 80 % der Verjüngungsflä-
che lebensraumtypische Hauptbaumarten, 
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3. Die maßgeblichen Mindestvorgaben zu dem Altholzanteil, der Anzahl der 
Habitatbäume, dem Totholzanteil sowie dem Anteil lebensraumtypischer 
Baumarten gemäß Nr.2 müssen dauerhaft auf der jeweiligen Lebensraum-
typfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers 
vorgehalten werden. Dabei kann die konkrete Lage der Waldbereiche, die 
der Erfüllung der Vorgaben für einen Lebensraumtyp dienen, innerhalb der 
Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Ei-
gentümers frei gewählt werden und im Laufe der Zeit variieren. Diese Be-
reiche können auch konzentriert in einer Teilfläche des jeweiligen Lebens-
raumtyps vorgehalten werden (Poolbildung). 

 
(2) Freigestellt ist die natur- und landschaftsverträgliche landwirtschaftliche Bo-

dennutzung nach guter fachlicher Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG sowie 
unter Beachtung folgender Vorgaben. 
 
Auf Grünlandflächen: 

 
1. Ohne Umwandlung oder Erneuerung von Grünland einschließlich von Suk-

zessionsflächen in Acker, Wald, Wildäcker oder andere Nutzungsformen; 
zulässig bleibt die Nachsaat als Übersaat sowie eine Nachsaat als Schlitz-
saat nach Beschädigung der Grünlandnarbe durch Wild. Für Ackerflächen, 
die im Rahmen des Vertragsnaturschutzes den Status Dauergrünland erhal-
ten haben, gilt diese Regelung nicht, 

2. kein Zufüttern von Weidetieren während der Beweidung von Grünland; zu-
lässig bleibt das kurzzeitige Zufüttern von Weidetieren während der Vegeta-
tionsperiode, 

3. keine Veränderung des Bodenreliefs, 

4. ohne zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen, 

5. ohne den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel; die zuständige Natur-
schutzbehörde kann dem Einsatz im Einzelfall zustimmen, 

(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung unter größtmögli-
cher Schonung der natürlich vorkommenden Wasser- und Schwimmblattve-
getation sowie des natürlichen Uferbewuchses. 
 

(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd einschließlich des 
Aufstellens und Instandhaltens von Ansitzeinrichtungen in landschaftsange-
passter Bauweise 

 
(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung an und in Gewäs-

sern zweiter und dritter Ordnung durch den Gewässerunterhaltungspflichtigen 
nach den Grundsätzen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Nie-
dersächsischen Wassergesetzes (NWG). 

 
(6) Darüber hinaus sind folgende Handlungen im LSG freigestellt: 
 

1. Das regelmäßige seitliche Freischneiden von Wegen und Straßen, sofern 
es sich um die fachgerechte Herstellung des Lichtraumprofils handelt so-
wie Maßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherung. 

 
2. Die von der zuständigen Naturschutzbehörde oder einer sonstigen Behörde 

im Einvernehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde angeordneten, 



- 10 - 

vertraglich vereinbarten oder geförderten Pflege-, Entwicklungs- und Wie-
derherstellungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Untersuchung und Kon-
trolle des Gebietes im Auftrag oder auf Anordnung der zuständigen Natur-
schutzbehörde oder mit deren vorheriger Zustimmung. 
 

3. Keinen Einschränkungen aufgrund der §§ 4 und 5 unterliegen ferner Haus- 
und Hofgrundstücke sowie Sportplätze und Schießanlagen, die im Automa-
tisierten Liegenschaftsbuch (ALB) bzw. der Automatisierten Liegenschafts-
karte (ALK) eindeutig als solche bezeichnet sind, vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung entstanden sind oder deren Bebauung rechtmäßig erfolgt. 
 

4. Das Befahren nicht öffentlicher Straßen, Wege und Plätze durch Berechtigte 
sowie das Betreten des Gebietes im Rahmen von wissenschaftlichen Unter-
suchungen und Exkursionen, durch Veranstaltungen von Schulen, Kinder-
tagesstätten und anderen pädagogischen Einrichtungen unter fachlicher 
Leitung. 
 

5. Die Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung der bestehenden rechtmä-
ßigen Anlagen und Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang. 
 

6. Abweichend von § 6 Abs.1 Nr.1 sind auch die dort genannten Maßnahmen 
freigestellt, soweit der Zeitpunkt und die Dauer der Maßnahmen sowie ihre 
Art der Durchführung durch einen Bewirtschaftungsplan i.S. des § 32 Abs.5 
BNatSchG festgelegt sind, der von der unteren Naturschutzbehörde oder mit 
deren Zustimmung erstellt worden ist. 

 
(7) In den Absätzen1 bis 6 genannten Fällen kann eine erforderliche Zustimmung 

oder ein erforderliches Einvernehmen von der Naturschutzbehörde erteilt wer-
den, wenn und soweit keine Beeinträchtigungen oder nachhaltigen Störungen 
des LSG oder seiner für die Erhaltungsziele, den Gebietscharakter oder den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile zu befürchten sind. Die Erteilung der 
Zustimmung und des Einvernehmens kann mit Regelungen zu Zeitpunkt, Ort 
und Ausführungsweise versehen werden. 
 

(8) Weitergehende Vorschriften des § 30 BNatSchG, §§ 24, 39 NAGBNatSchG 
sowie die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNatSchG bleiben 
unberührt. 
 

(9) Bestehende, rechtmäßige behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder 
sonstige Verwaltungsakte bleiben unberührt. 

 
 

§ 7 

Vorhaben 

 
Sollen in Bauleitplänen Bioenergieanlagen, Tiergehege, Radwege, Grillhütten und 
kleinere Einrichtungen zur Erholung dargestellt oder festgesetzt werden, so sind 
diese Darstellungen oder Festsetzungen mit dieser Landschaftsschutzgebietsver-
ordnung vereinbar, wenn der Landkreis im Aufstellungsverfahren zum Bauleitplan 
erklärt, dass diese Einrichtungen an der im Bauleitplan bezeichneten Stelle dem 
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Charakter und dem besonderen Schutzzweck dieser Verordnung nicht widerspre-
chen.  
 
 

§ 8 

Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig gem. § 43 Abs. 3 Nr. 4 NAGBNatSchG i.V.m. § 69 Abs. 7 
BNatSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften der §§ 4 oder 
5 zuwiderhandelt, ohne dass eine Befreiung oder Erlaubnis erteilt wurde. Die Ord-
nungswidrigkeit kann gem. § 43 Abs. 4 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße geahn-
det werden. 
 
 

§ 9 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 

 
Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Weserbergland – Kaufunger 
Wald“ für den Flecken Adelebsen, die Samtgemeinde Dransfeld, die Stadt 
Hann.Münden und die Gemeinde Staufenberg im Landkreis Göttingen vom 
13.07.2005 (Amtsblatt für den Landkreis Göttingen vom 15.09.2005, Seite 423 ff.), 
zuletzt geändert durch Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Land-
schaftsschutzgebiet „Weserbergland – Kaufunger Wald“ für den Flecken Adeleb-
sen, die Samtgemeinde Dransfeld, die Stadt Hann.Münden und die Gemeinde 
Staufenberg im Landkreis Göttingen vom 30.10.2019 (Amtsblatt für den Landkreis 
Göttingen vom 07.11.2019, Seite 1042) tritt in den Bereichen außer Kraft, die von 
dieser Verordnung erfasst werden. 
 
 

§ 10 

Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den 
Landkreis Göttingen in Kraft. 
 
 
Göttingen, 27.04.2021 
 
 
   
gez. 
Bernhard Reuter L.S. 
Landrat 
 


